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ZEITGESPRÄCH

Wie kann die Langzeitarbeits­
losigkeit abgebaut werden?

Während die Zahl der Arbeitslosen erstmals seit 1982 unter die Zwei-Millionen-Grenze 
gesunken ist, hat der Bestand an Langzeitarbeitslosen gleichzeitig beträchtlich zugenommen. 

Wie kann die Langzeitarbeitslosigkeit abgebaut werden? Dr Norbert Blüm, Rudolf Dreßler, 
Dr Klaus Murmann und Ernst Breit nehmen Stellung.

N orbert B lüm

Ein wichtiger Schritt 
in Richtung Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit

Im Sommer 1989 läuft die Konjunk­
tur auf vollen Touren. Die Beschäf­

tigung steigt. M it über 27,5 Mill. Er­
werbstätigen haben w ir den höch­
sten Beschäftigungsstand seit Be­
stehen der Bundesrepublik 
Deutschland erreicht und die Be­
schäftigungsverluste der Jahre 
1980 bis 1983 mit rund 1,2 Mill. 
neuen Arbeitsplätzen m ehr als aus­
geglichen. Die Zahl der Arbe its lo­
sen ist im Mai 1989 erstm als seit 
1982 w ieder unter die Zwei-M illio ­
nen-Grenze gesunken. Die A rbe its­
losigkeit der Jugendlichen unter 20 
Jahren ist weitgehend abgebaut. 
Die Arbeitsäm ter erhalten zuneh­
mend m ehr M eldungen offener S tel­
len. Die Zahl der A rbe itsverm ittlun­
gen lag in den ersten sechs M ona­
ten dieses Jahres m it fast 1,1 Mill. 
um 6,2%  höher als im gleichen Ze it­
raum des Vorjahres.

Auf dem  Arbeitsm arkt w ächst die 
Beschäftigung nun deutlich stärker 
als das Arbeitskräftepotentia l. Das 
ist ein w ichtiges Datum der Zuver­
sicht für uns -  für A rbeitslose und 
von A rbeitslosigke it bedrohte Ar­
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beitnehm er ebenso w ie für all d ie je ­
nigen, die Verantwortung für den Ar­
be itsm arkt tragen.

Aufwärtsbewegung am 
Arbeitsmarkt

Die W irtschafts- und Finanzpolitik 
der Bundesregierung, die vor allem 
auf eine Verbesserung der w irt­
schaftlichen Rahm enbedingungen 
setzt, w ird durch die Beschäfti­
gungserfo lge bestätigt. Die um fang­
reiche Steuerreform  erm öglicht den 
Verbrauchern m ehr Konsum und 
den Unternehm en m ehr Investitio­
nen -  beides w ichtige Vorausset­
zungen für m ehr Arbeitsplätze. Die 
Steuerreform  w irkt dam it w ie ein Be­
schäftigungsprogram m  auf Dauer. 
Auch die aktive Arbeitsm arktpolitik 
hat zu den Erfolgen w irksam  be ige­
tragen. Das Finanzvolum en für die 
Arbeitsförderung wurde zwischen 
1982 und 1989 mehr als verdoppelt 
und stieg auf rund 15 Mrd. DM.

Die Aufwärtsbew egung am Ar­
beitsm arkt geht erfahrungsgem äß

an vie len A rbeitslosen vorbei, die 
sich schon längere Zeit erfolglos um 
die Aufnahm e einer Beschäftigung 
bem ühen. Das Datum ihrer A rbe its­
losm eldung wird im m er m ehr zum 
Negativ-Stem pel.

Die Zahl der als Langzeitarbeits­
lose bezeichneten Arbeitnehmer, 
die länger als ein Jahr arbeitslos ge­
m eldet sind, lag im Septem ber 1988 
bei 684 670; das entsprach knapp 
einem Drittel a ller Arbeitslosen. Der 
steile Anstieg des Um fangs der 
Langzeitarbeitslosigkeit hat sich pa­
rallel zu der raschen Zunahm e der 
G esam tarbeitslosigkeit Anfang der 
80er Jahre vollzogen. Ebenso wie 
es gelang, seit 1984 den steilen Z u­
wachstrend bei der G esam tarbeits­
losigkeit zu stoppen, konnte auch 
die starke Zunahm e der Langzeitar­
beitslosigkeit erheblich durch die 
positive W irtschafts- und Beschäfti­
gungsentw icklung gebrem st wer­
den.

Auch der verstärkte E insatz der 
aktiven arbeitsm arktpolitischen In­
strum ente nach dem  Arbeitsförde­
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rungsgesetz kom m t insbesondere 
den Langzeitarbeitslosen zugute: 
So werden Langzeitarbeitslose bei 
Arbeitsbeschaffungsm aßnahm en 

(ABM) bevorzugt. Ihr Anteil stieg 
1988 auf 48% ; für 1989 wird ein An­
teil von 60%  angestrebt. Die Be­
schäftigung schwerverm itte lbarer 
älterer A rbeits loser in regulären Ar­
beitsverhältnissen kann durch lang­

jährige Lohnkostenzuschüsse ge­
fördert werden. Ende 1988 wurden 
die Zuschüsse in 20 610 Fällen ge ­
währt, 1982 waren es erst 3 450. 
Die entsprechenden Haushaltsm it­
tel wurden von 280,5 f\/lill. DM in 
1988 auf 440 Mill. DM in 1989 aufge­
stockt. In Maßnahmen der berufli­
chen W eiterbildung traten 1988 
rund 565 000 Arbeitnehm er ein. 
1982 waren es erst 265 000. Die 
Teilnahme von Langzeitarbeitslo­
sen ist allerdings unterproportional. 
Die Bundesanstalt für Arbeit hat mit 
der 9, Novelle des A rbeitsförde­
rungsgesetzes m ehr M öglichkeiten 
erhalten, berufliche W eiterb ildungs­
maßnahmen gezie lt auf A rbe its­
lose, von Arbeitslosigkeit bedrohte 
und ungelernte A rbeitnehm er zu 
konzentrieren. Damit kann A rbe its­
losigkeit verhindert oder verkürzt 
werden. A llerdings m üssen diese 
Steuerungsm öglichkeiten noch 
stärker in die Praxis um gesetzt wer­
den.

Trotz des intensiven Einsatzes 
der arbeitsm arktpolitischen Instru­
mente verhärtet sich zunehm end 
der Kern der von Langzeitarbeits lo­
sigkeit betroffenen Arbeitnehmer. 
1987 und 1988 waren jeweils gut die 
Hälfte aller Langzeitarbeitslosen be­
reits länger als zwei Jahre arbeits­
los gem eldet.

Z u s ä tz lic h e  M aßnahm en

Die Bundesregierung hat daher 
nach zusätzlichen M öglichkeiten 
gesucht, Langzeitarbeitslosen den 
Anschluß an die positive Entw ick­

lung von Beschäftigung und A rbe its­
m arkt zu erleichtern. Der Bundes­
kanzler hat in seiner Regierungser­
klärung vom 27. April 1989 entspre­
chende Maßnahmen angekündigt. 
Seit 1. Juli 1989 sind nun zwei Maß­
nahmen wirksam , die aus dem Bun­
deshaushalt finanziert und von der 
Bundesanstalt für Arbeit durchge­
führt werden:

□  „Aktion Beschäftigungshilfen für 
Langzeitarbeitslose": Im Rahmen 
d ieser Aktion können Arbeitgeber, 
die ein unbefristetes A rbe itsverhält­
nis mit einem Langzeitarbeitslosen 
abschließen, für ein Jahr Lohn­
kostenzuschüsse erhalten. Die Z u­
schüsse sollen eine (verm utete 
oder tatsächliche) anfängliche M in­
derle istung ausgleichen. W ar der 
neue M itarbeiter drei Jahre und län­
ger arbeitslos, so liegen die Z u­
schüsse im 1. Halbjahr bei 80%  und 
im 2. Halbjahr bei 60%  des A rbe its­
entgelts. Bei einer Dauer der Ar-

Die Autoren

unseres
Zeitgesprächs:

Dr. Norbert Blüm, 54, ist 
B undesm in ister für A rbe it 
und Sozialordnung.

R udo lf Dreßler, 48, is t s te ll­
vertretender Vorsitzender 
der SPD-Bundestagsfrak­
tion und Vorsitzender des A r­
beitskreises Sozialpolitik.

D r K laus Murm ann, 57, ist 
Präsident de r Bundesver­
e inigung de r Deutschen A r­
be itgeberverbände in Köln.

E rnst Breit, 65, is t Vorsitzen­
der des Deutschen G ewerk­
schaftsbundes.

beitslosigkeit von zwei bis unter drei 
Jahren beträgt der Lohnkostenzu­
schuß 70%  bzw. 50%  und bei einer 
A rbeits losigke it von ein bis unter 
zwei Jahren 60%  bzw. 40% . Geför­
dert werden können Beschäfti­
gungsverhältnisse, die bis Ende 
1991 begonnen werden, soweit Mit­
tel vorhanden sind. Der Bund stellt 
für den gesam ten Förderzeitraum
1,5 Mrd. DM zur Verfügung.

□  „M aßnahm en für besonders be­
e inträchtigte Langzeitarbeitslose 
und w eitere schw erverm itte lbare Ar­
be its lose": H ier sollen besondere 
M aßnahm en der Betreuung und 
Projekte für Langzeitarbeitslose ge­
fördert werden. Die Bundesregie­
rung stellt dafür in den kommenden 
drei Jahren weitere 250 Mill. DM be­
reit. D iese M ittel sollen nicht als Indi­
vidualh ilfe für A rbeitslose einge­
setzt, sondern M aßnahm eträgern 
zur Verfügung gestellt werden, die 
schw erstverm itte lbaren Arbeitslo­
sen A rbeitsplätze anbieten, sie be­
ruflich qualifiz ieren und sozial be­
treuen.

Vorgesehen sind

□  einm alige Zuschüsse für Investi­
tionen zur Durchführung solcher 
Maßnahmen,

□  Zuschüsse bis zu einer Laufzeit 
von zwei Jahren zu dem  laufenden 
Betriebsm ittelaufwand, um die 
Durchführung finanziell abzusi­
chern, und

□  Zuschüsse bis zu e iner Laufzeit 
von zwei Jahren zu den Personal­
kosten, um die E instellung von be­
sonders geschultem  Anle itungs­
und Betreuungspersonal zu ge­
währle isten.

Die vorgesehenen Maßnahmen 
können sich an Bewährtem  orien tie­
ren. Sie bieten den Trägern aber 
auch die Chance, neue W ege aus­
zuprobieren. Es gibt schon einzelne 
Beispiele solcher Initiativen, die
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zum Teil aus dem bereits laufenden 
Programm des Bundesm inisters für 
Arbeit und Sozialordnung „Neue 
Wege der Arbeitsm arktpolitik '' geför­
dert werden.

Notwendige 
solidarische Aktion

Mit den von der Bundesregierung 
soeben gestarteten zusätzlichen 
Aktionen allein ist die Langzeitar- 
beitslosigkeit aber n ic iit zu überw in­
den. Um m öglicfist vie len Langzeit­
arbeitslosen eine neue Chance zu 
ermöglichen, bedarf es v ie lm ehr e i­
ner solidarischen Aktion a ller Ver­
antwortlichen. Am 31. Mai 1989 
habe ich darüber am „runden Tisch 
der sozialen Verantwortung“ ein in­
tensives Gespräch m it Vertretern 
der Gewerkschaften, der A rbe itge­
ber, der Länder und Kom m unen, der

Kirchen, W ohlfahrtsverbände sowie 
der Bundesanstalt für Arbeit ge­
führt. W ir a lle sehen in der Überw in­
dung der Langzeitarbeitslosigkeit 
eine Herausforderung für die ge ­
sam te Gesellschaft.

In einer gem einsam en Erklärung 
haben alle G esprächsteilnehm er 
die privaten und öffentlichen Arbe it­
geber aufgerufen, Langzeitarbeits­
losen bei E inste llungen m ehr als 
bisher eine Chance zu geben und 
dafür die neuen Förderangebote 
des Bundes zu nutzen. Alle 
G esprächspartner sind sich einig; 
Mit diesen Hilfen wird ein w ichtiger 
Schritt für eine gezie lte Bekäm p­
fung der Langzeitarbeitslosigkeit 
getan. Davon m üssen w eitere Initia­
tiven auf allen Ebenen ausgehen. 
G rundsatz muß sein, zusätzliche 
Beschäftigung zu schaffen und

nicht bei der Unterhaltssicherung 
Langzeitarbeitsloser stehenzuble i­
ben. Die Beteiligten haben erklärt, 
daß sie hieran konstruktiv m itwirken 
werden. Sie stim m en darin überein, 
daß es auf Beiträge von allen Seiten 
ankom m t, um zu weiterführenden 
Konzepten zu gelangen. Als näch­
sten G esprächsterm in haben wir 

den Herbst d ieses Jahres in A us­
sicht genom m en.

Das Gespräch am „runden Tisch 
der sozialen Verantwortung“ kann 
nur ein Anfang sein. Dem Bonner 
G espräch m üssen ähnliche Run­
den auf regionaler und lokaler 
Ebene folgen. Das Ziel muß sein, 
abgestim m t auf die jeweiligen Ver­
hältnisse vor Ort, Langzeitarbeits­
lose für eine Erwerbstätigkeit zu 
qualifiz ieren und sie w ieder in Arbeit 
zu bringen.

R udolf D reß ler

Wir brauchen einen Solidarpakt gegen 
die Langzeitarbeitslosigkeit

An den Anfang gehört e ine unge­
schm inkte Bestandsaufnahm e: 

Die Zahl der Langzeitarbeitslosen, 
also derjenigen, die seit m ehr als e i­
nem Jahr arbeitslos sind, hat sich 
seit 1982 m ehr als verdoppelt. Inzwi­
schen sind es schon fast 800000 
Frauen und Männer, die schon so 
lange vergeblich nach einem Ar­
beitsplatz suchen. Die am tliche S ta­
tistik unterschlägt dabei rund 
100000 Menschen, weil seit 1984 
auch eine tageweise Unterbre­
chung (z. B. W ehrübung) der form a­
len Arbeitslosigkeit dazu führt, daß 
neu mit der Zählung der Dauer der 
Arbeitslosigkeit begonnen wird.

Die Zahl derjenigen, die schon 
mehr als zwei Jahre arbeitslos sind.

hat sich seit 1982 sogar m ehr als 
vervierfacht. Besonders erschrek- 
kend ist der weit überdurchschnittli­
che Zuwachs bei den vier Jahre und 
länger Arbeitslosen. Die Bundesan­
stalt für A rbeit hat für diesen Perso­
nenkreis eine S teigerungsrate von 
über 2 0 %  ausgewiesen.

Viel zu wenig beachtet wird die 
bittere Realität, daß elterliche Ar­
beitslosigkeit, insbesondere Dauer­
arbeitslosigkeit, und die dam it ver­
bundenen Problem e auf Kinder im 
schulpflichtigen A lter in ähnlich g ra­
vierender W eise belastend wirken 
w ie auf die Erwachsenen se lbe r Die 
Schulleistungen der Kinder A rbeits­
loser sinken rapide. Die Arbe its lo­
sigkeit der E ltern w irkt sich massiv

negativ auf die Motivation und die 
Perspektiven der K inder hinsichtlich 
der Berufswahl und der Berufsfin­
dung aus. Arbeitslosigke it wird 
heute schon vererbt -  ein schlim ­

m er Teufelskreis.

Folgen von 
Langzeltarbeitslosigkeit

Die Folgen gerade der Langzeit­
arbeitslosigkeit sind bekannt. Not­
w endige Konsequenzen wurden 
dennoch nicht gezogen. Die zuneh­
mende Langzeitarbeitslosigkeit 
führt dazu, daß

□  im m er m ehr Menschen in m ate­
rielle Not geraten und dam it auch 
psychosozia le und gesundheitliche 
Krisen erleiden;

W IRTSCHAFTSDIENST 1989/VII 325



ZEITGESPRÄCH

□  einige Regionen wegen der im ­
m er höheren Sozialhilfe lasten finan­
ziell am Ende sind und notwendige 

-  auch arbeitsschaffende -  Investi­
tionen unterbleiben m üssen;

□  die Bundesrepublik Deutschland 
in wachsendem  Maße in finanziell 
ausgeblutete Regionen und W ohl­
standsinseln gespalten wird. Das 
w iderspricht dem Auftrag des 
G rundgesetzes, für e inheitliche Le­
bensverhältn isse zu sorgen. Die 
Folge ist auch ein Erstarken rechts­
radikaler Parteien.

Trotz guter Konjunktur, hoher pri­
vatw irtschaftlicher Gewinne und der 
höchsten Exportrate seit Bestehen 
der Bundesrepublik Deutschland 
hat die M assenarbeitslosigkeit m as­
siv zugenom m en. Das ist ein deutli­
cher H inweis: die bisherigen Re­
zepte waren untauglich. Verschie­
dene Deregulierungsm aßnahmen, 
etwa die schrankenlose Zulassung 
befristeter A rbeitsverhältnisse ohne 
sachlichen Grund durch das soge­

nannte Beschäftigungsförderungs­
gesetz, haben den Arbeitslosen 
nichts genützt, den Beschäftigten 
aber m assiv geschadet. Sie haben 
ihren Kündigungsschutz verloren. 
Selbst der besondere Kündigungs­
schutz der Behinderten, der 
Schwangeren und der W ehrdienst­
leistenden wurde dadurch unterlau­
fen.

Ein umfassendes 
iWaßnahmenbündel

W ir brauchen einen neuen A n­
fang, ein langfristiges und um fas­
sendes M aßnahm enbündel zur Be­
käm pfung der Langzeitarbeitslosig­
keit:

□  Ein durch öffentliche Zukunftsin­
vestitionen gestütztes qualitatives 
W achstum in den Bereichen B il­
dung, Nahverkehr, sozialer W oh­
nungsbau und soziale D ienstle i­
stungen,
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□  ein um fassendes Investitions­
program m  „A rbe it und Um w elt“ , um 
Um weltschäden zu beheben und zu 
verhindern,

□  die weitere Verkürzung der W o­
chenarbeitszeit und eine rechtlich 
und sozialpolitisch abgesicherte 
Flexibilisierung der Arbeitszeit,

□  eine aufkom m ensneutrale Um ­
strukturierung der U nternehm ens­
besteuerung zur Verbesserung der 
Rahm enbedingungen für m ehr In­
vestitionen und mehr Arbeitsplätze.

Es ist ein G em einplatz, aber die 
Konsequenzen sind gesellschaft­
lich im m er noch nicht gezogen: Der 
lebenslangen W eiterbildung kommt 
bei der Bewältigung des techn i­
schen W andels und der Bekäm p­
fung der A rbeitslosigke it eine 
Schlüsselrolle zu. Für die Schaffung 
von Teilnahm em öglichkeiten an be­
ruflicher, aber auch allgem einer und 
politischer W eiterbildung sind dieTa- 
rifvertragsparte ien und die Politik 
zuständig.

Um den Langzeitarbeitslosen 
auch kurzfristig eine Perspektive zu 
geben, fordert die SPD als S ofo rt­
maßnahm e einen Solidarpakt ge­
gen die Langzeitarbeitslosigkeit.

Arbeit liegt m assenhaft brach. 
Die sozialen D ienste können und 
müssen ausgebaut werden. Es fehlt 
an Hilfen für Familien, um älteren 
und pflegebedürftigen M enschen 
ein Verbleiben in der vertrauten Um ­
gebung zu erm öglichen, Hilfen für 
die E ingliederung von Aussied lern 
und Ausländern. Hilfen für die Fam i­
lien von Arbeitslosen sind bisher 
M angelware. Defizite gibt es im Be­
reich Landschaftspflege, Natur und 
Um weltschutz. Es ist bekannt, daß 

der W ohnungsaltbestand erneuert 
und das W ohnum feld den heutigen 
Bedürfnissen angepaßt werden 
muß. W ir wollen keine Beschäfti­
gung um ihrer selbst w illen. W ir w o l­

len, daß das, was getan werden 
kann, auch konkret ge le istet wird.

Maßnahmen zur Eingliederung

Die gezie lten Hilfen für Langzeit­
arbeitslose sehen vor:

□  Beschäftigungs- und Q ualifiz ie­
rungsangebot für Langzeitarbeits­
lose: Der Staat verpflichtet sich, 
Langzeitarbeitslosen und jungen Ar­
beitslosen ein Q ualifiz ierungs- und 
Beschäftigungsangebot zu ma­
chen. In einem  ersten Schritt soll 
dies für Arbeitslose, die länger als 
vier Jahre, und junge Arbeitslose, 
die m ehr als zwei Jahre arbeitslos 
sind, gelten. Ziel ist, das Angebot 
durch den Aufbau der notwendigen 
Infrastruktur auf A rbeitslose auszu­
weiten, die m ehr als zwei Jahre, 
bzw. bei Jugendlichen, die m ehr als 
ein Jahr ohne Beschäftigung sind. 
Die Kosten für die tarifliche bzw. 
ortsübliche Bezahlung werden vom 
Programm für die Dauer von bis zu 
drei Jahren getragen. Damit soll der 
Übergang in eine norm ale Beschäf­
tigung erre ichbar sein.

□  W eiterentw icklung des ABM- 
Konzepts: A rbeitsbeschaffungs­
m aßnahm en m üssen für alle be­
nachteilig ten Z ielgruppen des Ar­
beitsm arktes geöffnet werden, also 
auch für diejenigen, die entweder 
keinen Leistungsanspruch erwer­
ben oder erhalten konnten (z. B. 
Berufsanfänger, Sozia lh ilfeem pfän­

ger).

Die Beschäftigungsdauer in ABM 
muß auf bis zu fünf Jahre erweitert 
werden, wenn die regionalen Pro­
blem e dies erfordern. Bei der Aus­
wahl der M aßnahm en soll der m ögli­
che Übergang in Dauerarbeits­
plätze berücksichtigt werden.

Nahtlose Übergänge zwischen 
ABM und Fortbildung und Um schu­
lung m üssen für alle Zielgruppen 
m öglich sein, In arbe itsm arktpo liti­
schen Problem regionen müssen

W IR TSC HAFTSD IEN ST 1989A/II



ZEITGESPRÄCH

ABM mit einer vollen Übernahm e 
des Arbeitsentgelts gefördert wer­
den.

□  Lohnkostenzuschüsse an pri­
vate Arbeitgeber: ün ternehm en, die 
Langzeitarbeitslose einstellen oder 
entsprechende Stellen in eigenen 
Beschäftigungsgesellschaften an­
bieten, erhalten Lohnkostenzu­
schüsse. An der Erarbeitung ent­
sprechender E ingliederungspläne 
einschließlich der anteiligen Q ua lifi­
zierungsmaßnahmen sind die Be­
triebsräte Z U  beteiligen. (Es wird ge­
prüft, ob private Arbeitgeber, die ö f­
fentliche Mittel in Anspruch nehmen 
oder öffentliche Aufträge durchfüh­
ren, verpflichtet werden können, 
Langzeitarbeitslose einzustellen.)

□  Einrichtung und Stützung von 
örtlichen Beschäftigungsinitiativen: 
Zur beruflichen und gesellschaftli­
chen W iedereingliederung Lang­
zeitarbeitsloser werden Beschäfti­
gungsinitiativen eingerichtet bzw. 
bereits bestehende Trägerstruktu­
ren (von G ewerkschaften, W ohl­
fahrtsverbänden, Kirchen etc.) un­
terstützt.

□  Entlastung der Gem einden von 
Kosten der Arbeitslosigkeit: Durch 
die Übernahm e der Sozia lh ilfeko­
sten für A rbeitslose durch den Bund 
werden die G em einden entlastet 
und in die Lage versetzt, zusätzli­
che G elder beschäftigungsw irksam  
einzusetzen.

Umfang des Programms

Mehr als die Hälfte aller Langzeit­
arbeitslosen hatte keine Berufsaus­
bildung. Durch lang andauernde Ar­
beitslosigkeit gehen berufliche Q ua­
lifikationen verloren. Außerdem neh­
men die Anforderungen durch die 
technische Entw icklung weiter zu. 
Daher m üssen denjenigen, die Be­
schäftigung finden sollen, Q ua lifi­
z ierungsm öglichkeiten gegeben 
werden. Das Programm enthält des­
halb ausdrücklich Maßnahmen, die 
mit e iner Q ualifiz ierung verbunden 
sind. Dabei muß dem Zusam m en­
hang zw ischen A llgem einbildung 
und beruflicher B ildung Rechnung 
getragen werden.

In den Regionen m it besonderen 
Struktur- und Beschäftigungspro­

blemen sind Fortbildung und Um ­
schulung zu verstärken. Für A rbe its­
lose ohne abgeschlossene Berufs­
ausbildung, für Absolventen schuli­
scher Berufsausbildung und für d ie­
jenigen, die w ieder in das Erwerbs­
leben zurückkehren, werden in Re­
gionen m it besonders hoher Ar­
beitslosigkeit m ehr Mittel für Fortbil­
dung und Um schulung bereitge­
stellt.

Die E ingliederungsm aßnahm en 
müssen zügig in Angriff genom m en 
werden. Das Program m  ist auf Ar- 
beitsam tsbezirke mit überdurch­
schnittlich hoher Arbeitslosigkeit 
und gleichzeitig überdurchschnitt­
lich hohem Anteil an Langzeitar­
beitslosigkeit zu konzentrieren. Für 
das Program m halbjahr 1989 wird 
eine Beschäftigungswirkung von 
50000 und für das Program m jahr 
1990 von 100000 Stellen geschätzt.

Das Program m  ist zunächst auf 
eine Dauer von fünf Jahren ausge- 
richtet. Die W irksam keit ist laufend 
von der Selbstverwaltung der Ar­
beitsäm ter zu überprüfen und gege­
benenfalls zu modifizieren.

Klaus M urm ann

Gemeinsam für den Abbau der Langzeitarbeitslosigkeit

V iel Licht, aber auch ein dunkler 
Schatten prägt die Entw icklung 

auf dem Arbeitsm arkt. Positiv ist der 
seit Herbst 1983 anhaltende Be­
schäftigungsaufbau. Rund 1,3 Mill. 
Arbeitsplätze sind seitdem  zusätz­
lich geschaffen worden. M it rund
27,5 Mill. Erwerbstätigen haben wir 
den höchsten Beschäftigungsstand 
in der G eschichte der Bundesrepu­
blik Deutschland erreicht. Ebenfalls 
positiv ist, daß sich d ieser Beschäfti­
gungsaufschwung auch sichtbar im 
Rückgang der A rbeitslosenzahlen
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auf nunm ehr unter 2 Mill. nieder­
schlägt.

Die Konjunktur- und W achstum s­
perspektiven sind aus heutiger 
S icht günstig, so daß auch in den 
nächsten Jahren ein w eiterer kräfti­
ger Zuwachs an Arbeitsplätzen er­
warte t werden kann. M it Sorge sehe 
ich allerdings, daß die G ewerk­
schaften augenschein lich die Tarif­
verhandlungen des nächsten Jah­
res dazu nutzen wollen, ihren Blok- 
kadekurs gegen eine Verlängerung 
der Betriebsnutzungszeiten au f­

rechtzuerhalten und weitere Ar­
beitszeitverkürzung und Lohnerhö­
hungen durchzusetzen versuchen. 
Bereits die Vergangenheit hat be­
wiesen, daß durch Arbeitszeitver­
kürzung keine zusätzlichen A rbe its­
plätze geschaffen werden konnten. 
Angesichts der Facharbeiterlücke 
und des W ettbewerbs im Europäi­
schen Binnenm arkt 1993 gibt es für 
die Bundesrepublik, die w eltweit die 
kürzesten A rbeitszeiten hat, kein ra­
tionales Argum ent für weitere Ar­
beitszeitverkürzungen.
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Andererseits ist auch für die näch­
ste Zeit nicht zu erwarten, daß mehr 
Beschäftigung im gleichen Umfang 
zu weniger A rbeitslosigkeit führt. 
Die steigende Erwerbsbeteiligung 
e inzelner Bevölkerungsgruppen 
und vor allem  die starken Zuwande­
rungen von außen durch Aussiedler, 
Übersiedler und Ausländer lassen 
dies nicht zu. Den Belastungen, die 
d iese Zuwanderungen kurzfristig 
mit sich bringen, stehen aber C han­
cen gegenüber, die nicht zu unter­
schätzen sind. So m üssen deutlich 
m ehr W ohnungen -  privat finan­
zierte w ie öffentlich geförderte -  ge ­
baut werden. Auch sollte der Anteil 
der öffentlichen Investitionen am ö f­
fentlichen G esam thaushalt, der in 
den letzten Jahren auf unter 9 % ab­
gesunken ist, w ieder ansteigen kön­
nen. Damit könnte der Staat einen 
w ichtigen Beitrag zur Verstärkung 
und Verstetigung des W irtschafts­
aufschwungs leisten, der bislang 
von den privaten Investitionen, dem 
Export und auch dem privaten Kon­
sum getragen wird. Dies führt zu 
weiteren Arbeitsplätzen.

Gravierendes Strukturdefizit

So richtig und notwendig eine 
Strategie zur Schaffung neuer Ar­
beitsplätze ist: A llein reicht sie aus, 
um die Arbeitslosigkeit erheblich zu 
lindern, nicht aber, um sie ganz ab­
zubauen. So ist die Langzeitarbeits­
losigkeit ein gravierendes Struktur­
defizit -  sie ist der eigentliche 
dunkle Schatten, der auf dem Ar­
beitsm arkt lastet. Zählten 1980 erst 
13%  des Bestandes an A rbeits lo­
sen zu den Langzeitarbeitslosen, so 
waren es im letzten Jahr bereits 
33 % . 685000 Langzeitarbeitslose 
zählten die Arbeitsäm ter im Sep­

tem ber 1988. Diese hohe Zahl erfor­
dert politisches Handeln. In der le tz­
ten Zeit sind einige positive A ktio­
nen in Gang gesetzt worden.

Die Bundesanstalt für Arbeit hat 
mit der im Frühjahr gestarteten A n­
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zeigenkam pagne „Auch Langzeitar­
beitslose können gute M itarbeiter 
se in“ Beispiele der ge lungenen 
Reintegration von Langzeitarbeits­
losen in Betriebe vorgestellt. Damit 
hat die Bundesanstalt für Arbeit die 
Erfahrung bekräftigt, daß es auch 
unter den Langzeitarbeitslosen eine 
ganze Reihe von Personen gibt, die 
ohne besondere Hilfen und nur 
durch m ehr A ufgeschlossenheit bei 
den Arbeitgebern auf Dauer w ieder 
in A rbeit gebracht werden können. 
Diese Beispiele sollten die Betriebe 
erm utigen, Langzeitarbeitslosen 
bei der Besetzung von A rbe itsp lä t­
zen häufiger eine Chance zu geben.

Dem weitaus größeren Teil der 
Langzeitarbeitslosen kann aller­
dings nur m it gezie lter Unterstüt­
zung zu einem Beschäftigungsver­
hältnis verholten werden. W er lange 
draußen war, hat es m ehrfach 
schwer, w ieder hineinzukom m en. 
Die beruflichen Q ualifikationen sind 
veraltet, Entm utigung ist au fgekom ­
men, soziale und finanzie lle Pro­
blem e konnten sich entw ickeln.

Ein beispielhafter Konsens

.Deshalb halte ich es für w irt­
schaftlich richtig und für sozia lpo li­
tisch geradezu geboten, den Lang­
zeitarbeitslosen m it Nachdruck und 
öffentlicher W irkung gezie lte Hilfen 
beim W iedereinstieg in das Berufs­
leben anzubieten. Die Aktion „B e ­
schäftigungshilfe für Langzeitar­
be itslose", die die Bundesregierung 
mit einem zweiteiligen Sonderpro­
gram m  gestartet hat, findet meine 
volle Unterstützung. Sie schafft A uf­
m erksam keit und Aufgeschlossen­
heit fü r d iejenigen, die w ir nicht im 
Abseits stehen lassen dürfen. In d ie ­
sem Punkt gab es am „runden Tisch 
der sozialen Verantwortung“ , zu 
dem der Bundesarbeitsm in ister 
Ende Mai erstm als eingeladen 
hatte, einen be ispielhaften Konsens 
zw ischen den sozialen Gruppen.

Im m erhin können in den näch­
sten drei Jahren allein durch die Ge­
währung von Lohnkostenzuschüs­
sen im Umfang von insgesam t 1,5 
Mrd. DM rund 60000 Langzeitar­
beitslose w ieder in ein Dauerar­
be itsverhältnis kom m en. Ich halte 
auch den zweiten Programmteil, die 
gezie lte Betreuung und Förderung 
von Langzeitarbeitslosen, für not­
wendig und sinnvoll. Bei Langzeitar­
beitslosen gibt es eben vie lfach Pro­
bleme, die jense its der rein berufli­
chen Q ualifikationen und der wirt­
schaftlichen Rationalität liegen. So­
zia l-innovative Kräfte, die bei der 
Betreuung der Langzeitarbeitslo­
sen den Bezug zum Arbeitsm arkt im 
Blick haben, sind gefragt. Sie be­
kom m en je tz t bessere M öglichkei­
ten.

Breite Information notwendig

Aber auch für ein gutes Pro­
gram m  muß geworben werden, will 
man ihm zum  Erfolg verhelfen. Da­
her ist zunächst eine breite Inform a­
tion gegenüber den Betrieben und 
B ildungseinrichtungen notwendig. 
Darüber hinaus muß in der gesam ­
ten G esellschaft m ehr Verständnis 
und A ufgeschlossenheit für die per­
sönlichen und beruflichen Schw ie­
rigkeiten von Langzeitarbeitslosen 
erzeugt werden. Regionale Aktivitä­
ten auf A rbeitsam tsebene und sei­
tens der Selbstverwaltung sind be­
sonders gefragt.

Ganz allgem ein muß die Zusam ­
m enarbeit zw ischen Betrieben und 
A rbeitsäm tern nachhaltig verbes­
sert werden. Als dringend erforder­
lich sehe ich an, daß die A rbe itsäm ­
ter die Betriebe besser über ihre 
D ienste und Leistungen in form ie­
ren. Natürlich gehört dann die Infor­
m ation über die Lohnkostenzu­
schüsse des Langzeitarbeitslosen- 
Sonderprogram m s dazu.

Es gibt aber darüber hinaus noch
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eine Vielfalt anderer Förderhilfen, 
mit denen Langzeitarbeitslosen und 
von Langzeitarbeitsiosigkeit Be­
drohten gezielt zu einer Beschäfti­
gung verholten werden kann: die 
Lohnkostenzuschüsse für Ältere, 
die Eingliederungsbeihilfe, der Ein­
arbeitungszuschuß, die um fangre i­
chen Hilfen für die berufliche Inte­
gration behinderter Langzeita rbeits­
loser Schließlich sollten die A rbe its­
ämter bei ihren Vorschlägen zur Be­
setzung von offenen Stellen ver­
stärkt auch Langzeitarbeitslose ein­
beziehen. Daß dies einhergehen 
muß mit einer entsprechenden Be­
reitschaft bei den Betrieben ist o f­
fensichtlich. Angesichts des je tzt 
sich verbessernden Klimas gegen­
über Arbeitslosen und auch ange­
sichts des sich verschärfenden 
Mangels an qualifiz ierten A rbe its­
kräften erwarte ich, daß diese Be­
reitschaft wachsen wird.

Bedeutung von 
Bildungsmaßnahmen

Die laufenden Bem ühungen kön­
nen aber auch nur dann erfolgreich 
sein, wenn sie von den Langzeitar­
beitslosen selbst aktiv aufgegriffen 
und akzeptiert werden. A ls Folge 
der lang anhaltenden Arbe its losig­
keit hat die A rbeitsm otivation bei

vie len Langzeitarbeitslosen ge lit­
ten. A rbeitslose sind aber selbst in 
erheblichem  Maße m itverantwort­
lich dafür, daß sie ihr A rbeitslosen­
schicksal durch Aufnahm e einer Be­
schäftigung beenden können. G e­
rade Langzeitarbeitslose brauchen 
viel Unterstützung, ihre eigene Ver­
antwortung kann ihnen aber nie­
mand abnehm en.

W eitere w ichtige Hilfen stellen die 
Arbeitsbeschaffungsm aßnahm en 

und die beruflichen Bildungsm aß­
nahm en dar. Die Bundesanstalt für 
A rbeit ist auf dem  besten Wege, das 
angestrebte Z iel von 60 %  zuvor 
Langzeitarbeitslosen in A rbe itsbe­
schaffungsm aßnahm en zu erre i­
chen. Schw ieriger ist es hingegen, 
Langzeitarbeitslose zur Teilnahme 
an AFG -geförderten beruflichen Bil­
dungsm aßnahm en zu bewegen. 
Dies wird dadurch belegt, daß von 
allen Arbeitslosen, die 1988 in eine 

Bildungsm aßnahm e eingetreten 
sind, der we itaus geringere Teil zu 
den Langzeitarbeitslosen gehörte.

D ieser Zustand befriedigt nicht. 
Es bleibt die Frage, wie künftig 
Langzeitarbeitslose zu notwendi­
gen Bildungsm aßnahm en m otiviert 

werden können und ob deshalb die 
Instrum ente der Arbeitsm arktpolitik

noch gezie lter ausgeform t werden 
müssen. Ein Grund für diesen Z u­
stand ist sicherlich, daß insbeson­
dere ältere Langzeitarbeitslose 
keine längere B ildungsm aßnahm e 
wünschen, weil die sich anschlie­
ßende m ögliche Berufstätigkeit nur 
noch relativ kurz sein kann. Daher 
sollten verstärkt kürzere Fortbil­
dungsm aßnahm en mit hohem  Pra­
xisbezug, d. h. auch unter M itwir­
kung von Betrieben, eingerichtet 
werden. Die Daten zeigen jedoch 
auch, daß berufliche Q ualifizierung 
von den Arbeitsäm tern in hohem 
Maße zur Verhütung von Langzeitar­
beitslosigkeit e ingesetzt wird.

Die W irtschaft ist bereit, bei der 
Lösung der Probleme mitzuhelfen, 
indem sie im Zuge des technischen 
Fortschritts und des w irtschaftli­
chen Aufschwungs m ehr A rbe its­
plätze auch über die Arbeitsäm ter 
anbieteL Die M öglichkeiten der Teil­
zeitarbeit und der befristeten Be­
schäftigung nach dem Beschäfti­
gungsförderungsgesetz, das zu 
Recht verlängert werden soll, wir­
ken unterstützend. Jetzt gilt es, die 
um fangreichen Förderm öglichkei­
ten engagiert zu nutzen. So können 
w ir bei der Bekäm pfung der Lang­
zeitarbe itslosigkeit einen deutlichen 
Schritt vorankom m en.

Ernst Breit

Den Langzeitarbeitslosen 
müssen neue Chancen geboten werden

Wer über die Langzeitarbeits­
losigkeit reden will, darf die 

Massenarbeitslosigkeit nicht ver­
schweigen, und zwar aus m inde­
stens zwei w ichtigen G ründen:
□  Stärker noch als in der a llgem ei­
nen D iskussion über die Beschäfti­
gungskrise herrscht beim Them a 
Langzeitarbeitslosigkeit ein fa l­

scher Zungenschlag vor: G eredet 
und geschrieben wird vor allem 
über Q ualifikationsdefizite und/oder 
persönliche Probleme, also über 
subjektive Ursachen, die den einze l­
nen angeblich zum  Langzeitarbeits­
losen werden lassen. Selten wird er­
wähnt, daß fast die Hälfte aller Lang­
zeitarbe itslosen eine abgeschlos­

sene Berufsausbildung besitzt. Vor 
allem  aber bleibt der objektive Tat­
bestand unerwähnt, daß es im Ver­
hältnis zur Nachfrage schlicht und 
einfach zu wenig Arbeitsplätze gibt. 
Langzeitarbeitslosigkeit entsteht 
nicht dadurch, daß einzelne M änner 
und Frauen schlecht ausgebildet 
oder nicht voll belastbar sind; sie
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entsteht dadurch, daß über viele 
Jahre hinweg das Angebot an Ar­
beitsplätzen zu gering ist.

□  Darauf zu setzen, daß sich die 
M assenarbeitslosigkeit durch an­
haltendes W irtschaftswachstum  
schließlich von selbst auflöst, hat 
sich als fata ler Irrtum erw iesen, vor 
dem die christlich-liberale Regie­
rung allerd ings -  gerade auch von 
den G ewerkschaften -  lautstark ge­
warnt worden w a r Zwar herrscht in 
der Bundesrepublik ein konjunktu­
relles Hoch von erstaunlicher S tetig­
keit. Die einfache Formel aber, daß 
m ehr W achstum  m ehr Beschäfti­
gung bedeutet, stellt sich als rea li­
tätsuntüchtig heraus. Von 1984 bis 
1988 hat sich das Brutto-Inlandspro- 
dukt um insgesam t 10%  real er­
höht; eine Steigerung, die fast aus­
schließlich auf die wachsende Ar­
beitsproduktivität zurückzuführen 
ist, denn das gesam tw irtschaftliche 
Arbeitszeitvolum en hat sich in d ie­
sem Jahr nur um insgesam t 0 ,3%  
erhöht.

Im „G ewerkschaftsjahrbuch 
1989“ heißt es in diesem  Zusam ­
m enhang: „Bei g le ichble ibender Ar­
beitszeit pro Erwerbstätigen wäre 
die Beschäftigung in der genannten 
Zeitspanne annähernd konstant ge ­
blieben. Tatsächlich hat sich jedoch 
die Anzahl der Erwerbstätigen zw i­
schen 1984 und 1988 um 753000 
(3% ) erhöht. Die Ursache dieses 
Beschäftigungszuwachses liegt 
nicht im W achstum, da dieses fast 
vollständig durch eine Zunahm e der 
Arbeitsproduktivitä t bewältigt wur­
de, sondern in der Reduktion der 
durchschnittlich pro Beschäftigten 
gele isteten A rbeitsstunden von 
1726 auf 1681 Stunden pro Jahr (m i­
nus 2 ,6 % ). Die Arbeitszeitreduktion 
geht zu einem hohen Anteil auf ta rif­
vertragliche Arbeitszeitverkürzun­
gen zurück, deren W irkungen durch 
die Zunahm e von Teilzeitarbeit (plus 
13% ) und den Abbau von M ehrar­
beit (m inus 7 % ) verstärkt wurden."
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Zusam m engefaßt lautet die A us­
gangssituation: Das anhaltende De­
fiz it an Arbeitsplätzen, das die nega­
tiven Auswahlprozesse am Arbe its­
markt verschärft und Langzeitar­
beitslosigkeit in die Höhe treibt, wird 
von einem sich selbst überlassenen 
W achstumsprozeß kaum  nennens­
wert positiv beeinflußt. Hinzu 
kommt, daß die gewerkschaftliche 
Tahfpolitik zwar durch A rbe itsze it­
verkürzungen zum  Abbau der M as­
senarbeitslosigkeit beiträgt, sie a l­
leine aber nicht beseitigen kann. 
Wenn sie nicht in ein beschäfti­
gungspolitisches G esam tkonzept 
eingebunden sind, gew innen ge­
zie lte Hilfen für Langzeitarbeitslose 
deshalb leicht Züge einer S isyphus­
arbeit. Es besteht näm lich die G e­
fahr, daß nur die betroffenen Per­
sonen wechseln, der Skandal Lang­
zeitarbe itslosigke it aber bleibt, weil 
die ökonom ischen und politischen 
Rahm enbedingungen weiterhin 
Langzeitarbeitslosigkeit entstehen 
lassen. Die Schlußfolgerung aus 
diesen Vorbem erkungen ist nicht, 
auf gesonderte Program m e für 
Langzeitarbeitslose zu verzichten, 
sondern im G egenteil: Unter den 
gegebenen Bedingungen dürfen 
solche Program m e keine einm alige 
Sonderaktion sein, sie m üssen kon­
tinuierlich angelegt werden.

Notwendiges Gesamtkonzept

Ob Langzeitarbeitslosen geho l­
fen w ird oder nicht, ist eine rein po li­
tische Entscheidung. Deshalb 
hängt vie les davon ab, ob das po liti­
sche Klima beherrscht wird von 
W ettbewerbs- und Le istungsideo lo­
gien oder ob Solidarität und soziale 
Gerechtigkeit zum indest g le icher­
maßen als gesellschaftliche Le itb il­
der anerkannt sind. Bis zu ihren 
jüngsten W ahlniederlagen hat die 
am tierende Bundesregierung den 
S tellenwert solcher Leitbilder o ffen­
sichtlich sehr gering eingeschätzt. 
Ihre Politik war eher darauf ausge­

richtet, sie zu entwerten. Erst in der 

Regierungserklärung des Bundes­
kanzlers vom  27. April 1989 klang 
es anders: „Solidaritä t und ökono­
m ische Vernunft gebieten es, un­
sere Anstrengungen auf die Lang­
zeitarbe itslosigke it zu konzentrie­
ren.“

Natürlich könnte auch jem and auf 
die Idee kommen, daß es schließ­
lich die Arbe itgeber sind, die priva­
ten und die öffentlichen, die über 
Beschäftigung oder N ichtbeschäfti­
gung Langzeitarbeits loser letztlich 
entscheiden; und daß es vielleicht 
auch für sie eine spezifische soziale 
Verantwortung geben könnte, sich 
der Langzeitarbeitslosen in beson­
derer W eise anzunehm en. Wer 
diese Idee ernsthaft verfolgen 
würde, würde sich allerd ings den 
Vorwurf einhandeln, sich weitab al­
ler Realitäten zu bewegen -  ein Vor­
wurf, der für die Arbe itgeber wenig 
schm eichelhaft ist. Auch wenn die 
eine oder andere Ausnahm e zu fin­
den sein mag: E ineinhalb Jahr­
zehnte M assenarbeitslosigkeit be­
legen hinreichend, daß sich die Ar­
beitgeber ihr betriebsw irtschaftli­
ches Kosten-Nutzen-Kalkül von be­
schäftigungspolitischer Verantwor­
tung nicht durchkreuzen lassen.

W ie den Langzeitarbeitslosen ge­
holfen werden könnte, dafür fehlt es 
nicht an fundierten Problem analy­
sen, konkreten und praktikablen 
Vorschlägen. So haben -  um nur 
einige zu nennen -  die EKD, die 
CDA und die SPD ausgefe ilte Pläne 
vorgelegt. Das Program m , das die 
Bundesregierung beschlossen hat, 
ist ein Schritt in die richtige Rich­
tung, aber nur ein Trippelschritt. Ich 
will von m ir aus nur einige allge­
meine Bem erkungen zu dem  ge­
sam ten Problem kom plex machen.

G egenwärtig sind in der Bundes­
republik 700000 M enschen seit 
m indestens einem  Jahr ohne Unter­
brechung arbeitslos gem eldet; das
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sind rund ein Drittel a ller A rbe its lo ­
sen. Seit 1982 hat sich die Zahl der 
registrierten Langzeitarbeitslosen 
mehr als verdoppelt, obwohl das 
statistische Verfahren zur E rm itt­
lung der Langzeitarbeitslosigkeit 
wie folgt geändert wurde: W ieder­
holte Arbeitslosigkeitsperioden wer­
den seit 1984 nicht m ehr zusam ­
mengezählt, so daß Langzeitar­
beitslose mit kurzen Unterbrechun­
gen jeweils w ieder als kurzfristig ar­
beitslos gezählt werden. Die Zahl 
der wirklichen Langzeitarbeitslosen 
dürfte somit rund 100000 höher 
sein als die statistisch ausgew ie­
sene.

Direkte 
ABM-Maßnahmen

Solidarität und sozia lstaatlicher 
Anspruch verlangen, daß den Lang­
zeitarbeitslosen neue Perspektiven 
und Chancen geboten werden. Die 
OECD hat vor kurzem darauf hinge­
wiesen, daß unter den gegebenen 
Voraussetzungen „v ie len der stär­
ker benachteiligten Langzeitarbeits­
losen nur durch direkte A rbe itsbe­
schaffungsmaßnahmen geholfen 
werden kann“ . Notwendig ist eine 
zeitlich begrenzte Arbe itsp la tzga­
rantie m indestens fü r jene A rbe its­
lose, die bereits länger als zwei 
Jahre arbeitslos sind. Ihnen muß ein 
Anspruch auf eine den Kriterien der 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

vergleichbare A rbe it eröffnet wer­
den. Diese Arbeit ist tariflich zu ent­
lohnen. Sie sollte m öglichst länger 
laufen als die aus Beitragsm itteln 
finanzierten A rbeitsbeschaffungs­
maßnahmen der Arbeitsämter, da ­
mit die verlorengegangenen be­
ruflichen Kenntnisse und Fähigkei­
ten auch tatsächlich w ieder erw or­
ben und eine dauerhafte W ieder­
eingliederung gefördert werden 
kann.

Wegen der angespannten Fi­
nanzsituation der Bundesanstalt für 
Arbeit und vie ler Kom m unen mit ho­

her A rbeitslosigkeit müßten diese 
zeitlich befristeten Maßnahmen aus 
Steuerm itteln finanziert werden. 
Seit 1978 gibt es in Dänem ark ein 
ähnliches Programm für Langzeitar­
beitslose, denen ein Anrecht auf e i­
nen zum indest befristeten A rbe its­
platz garantiert wird, wenn ihr An­
spruch aus der A rbeits losenversi­
cherung ausgelaufen ist.

Es fehlt weder an sozialen noch 
an ökologischen Aufgaben, für de­
ren Erfüllung solche Arbeitsplätze 
geschaffen werden könnten. Nach 
wie vor sind etwa in den Bereichen 
soziale D ienste, B ildung und G e­
sundheit in der Bundesrepublik pro­
zentual wesentlich weniger M en­
schen beschäftigt als zum Beispiel 
in den USA, Großbritannien und 
Schweden.

Berufliche
Qualifizierungsmaßnahmen

Sinnvoll wäre auch ein arbeits­
m arktpo litischer „Experim entier­

top f“ . V ielfach scheitert näm lich die 
Förderung unorthodoxer, aber er­
fo lgversprechender in itiativen zur 
E ingliederung von Langzeitarbeits­
losen am Förderrecht des A rbeits­
förderungsgesetzes. Ein arbeits­
m arktpo litischer Experim entiertopf, 
dessen M ittel nicht an diese stren­
gen G esetzesvorschriften gebun­
den sind, könnte neue Erfahrungen 
mit unkonventionellen Projekten er­
möglichen. Er müßte gleichfalls 
vom Bund finanziert, aber von den 
Arbeitsäm tern verwaltet werden. 
Bisher wird der Bund durch die ar­
be itsm arktpo litischen Maßnahmen 
der Arbeitsäm ter erheblich entla­
stet, sei es dadurch, daß Arbe its lo­
senhilfe e ingespart oder von den 
ABM -Beschäftigten Steuern ge ­
zahlt werden. Was die Bundesregie­
rung je tz t für derartige Maßnahmen 
für drei Jahre zur Verfügung stellt, 
könnte ein Anfang sein.

Ein besonders w ichtiges H ilfsan­

gebot für Langzeitarbeitslose sind 
berufliche Q ualifiz ierungsm aßnah­
men. Allen gegenteiligen Beteue­
rungen zum Trotz hat die restriktive 
Haushaltspolitik der Bundesregie­
rung dazu geführt, daß die Bundes­
anstalt für A rbeit gerade auf diesem 
G ebiet in den zurückliegenden Jah­
ren weniger Angebote m achen 
konnte. W urden 1986 noch in 55000 
Fällen E ingliederungsbeihilfen für 
schwerverm itte lbare Arbeitslose ge­
währt, so waren es 1988 nur noch 
28000.

Die Arbeitsäm ter können heute 
nur jene A rbeitslose fördern, die zu­
vor m ehrere Jahre gearbeitet ha­
ben. Ziel sollte es aber sein, aus 
Steuerm itteln auch jenen Langzeit­
arbeitslosen bei der Teilnahme an 
entsprechenden W eiterb ildungs­
maßnahmen ein Unterhaltsgeld zu 
gewähren, die noch keine ausrei­
chenden Beitragszeiten aufbauen 
konnten. Dabei ist zu beachten: Um 
die Arbeitslosen während der Q uali­
fikationsm aßnahm e von den drän­
genden finanziellen Sorgen zu be­
freien und ihre B ildungsm otivation 
zu stärken, sollten zum indest jene 
m it geringem  Leistungsanspruch fi­
nanziell so abgesichert werden, daß 
das Unterhaltsgeld über dem  So­
zia lh ilfesatz liegt. Dies ist heute kei­
neswegs im m er gewährleistet.

Dringend geboten ist darüber hin­
aus die Ausweitung der personellen 
Kapazität zum indest in den A rbe its­
äm tern m it hohem Anteil an Lang­
zeitarbeitslosen. In steigendem  
Maße wird in diesen Äm tern die Ar­
beitszeit für soziale Betreuungs­
maßnahmen gebunden, wofür die 
Beschäftigten bisher oft nicht aus­
reichend qualifiz iert sind. Es sollte 
daher erprobt werden, welchen Bei­
trag speziell geschulte Sozia lbe­
treuer der Arbeitsäm ter zur Verbes­
serung der Verm ittlungsaussichten 
und zur individuellen Stabilisierung 
der Betroffenen leisten können.
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